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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. Oktober 1954 

6 — 65304 — 2176/54 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Dreiundzwanzigsten Verordnung 
über Zollsatzänderungen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Verordnungsentwurf ist gleichzeitig gemäß § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527) dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinailee 20 
Telefon 3551 



Entwurf einer Dreiundzwanzigsten Verordnung 

über Zollsatzänderungen 


Auf Grund des § 4 Nr. 1 des Zolltarifge- 
setzes vom 16. August 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 527) verordnet die Bundesregie- 
rung, nachdem dem Bundesrat Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegeben worden ist, mit 
Zustimmung des Bundestages: 

§ 1 

Der Zollsatz des Zolltarifs für die nach- 
stehend bezeichneten Waren wird bis auf wei- 
teres wie folgt geändert: 


Bisheri- Neuer 

gcr Zoll- Zollsatz 
Bezeichnung der Waren isatz'Vodes «/ödes 

Wertes Wertes 


1 40 06 aus D- Abfälle von kautschutierten, nichtvulka- 

nisierten Cordgeweben und dergleichen, 

zum Vermahlen unter Zollsicherung . . 25 frei 

2 aus 84 67 Staubfrei arbeitende Sandstrahlgebläse mit Ex- 

■ haustor und Reinigungsgerät 12 frei 


Nr. 


Tarif- 

nr. 


§ 2 

In der Vierten Verordnung über Zollsatz- 
änderungen vom 31. Juli 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 780) wird in § 1 die Nr. 6 — Ta- 
rifnr. 8804 (Fallschirme und Zubehör) — ge- 
strichen. 


§ 3 

Diese Rechtsverordnung gilt nach Maß- 
gabe des § 12 Abs. 1 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am zehnten Tage 
nach ihrer Verkündung in Kraft. 



Begründung 


Zu § 1 

Nr. 1 Tarif n r. 4006 aus D 

Bei der Herstellung von Luftreifen fallen 
Abfälle von kautschutierten, nichtvulkani- 
sierten Cordgeweben an. Diese Abfälle wer- 
den zum Teil durch Walzen unmittelbar zu 
Schuhsohlen minderer Güte verarbeitet. Im 
übrigen werden diese Abfälle vermahlen und 
den Kautschukmischungen für die Herstel- 
lung von Schuhsohlen als Füllstoff zugesetzt. 
Die Abfälle werden also sowohl als Halbma- 
terial wie auch als Rohstoff verwendet. 

Die Abfälle von kautschutierten, nichtvulka- 
nisierten Cordgeweben und dergleichen fallen 
unter Tarifnr. 4006 Abs. D (Zollsatz 25 %). 
Ein Zollsatz von 25 °/o für Abfälle als Roh- 
stoff zum Vermahlen erscheint wirtschaftlich 
nicht gerechtfertigt. 

Die Verordnung sieht deshalb vor, daß Ab- 
fälle von kautschutierten, nichtvulkanisier- 
ten Cordgeweben und dergleichen, die zum 
Vermahlen bestimmt sind, unter Zollsiche- 
rung zollfrei gestellt werden. 


Nr. 2 Tarifnr. aus 8467 

Staubfrei arbeitende Sandstrahlgebläse wer- 
den in der Bundesrepublik nicht hergestellt. 
Ein Zollschutzbedürfnis besteht deshalb nicht. 
Die Verwendung staubfrei arbeitender Sand- 
strahlgebläse ist im Interesse der Gesunder- 
haltung der Arbeiter, insbesondere zur Ver- 
meidung von Staublungenerkrankungen, ge- 
boten. Der Zollsatz von 12% des Wertes 
steht diesem Verlangen im Wege. Die Be- 
seitigung dieses Zollsatzes ist hiernach erfor- 
derlich. 


Zu § 2 

Der Zollsatz für Fallschirme und Zubehör 
der Tarifnr. 8804 beträgt seit Einführung des 
Zolltarifs 40 %. Er ist durch die Vierte Ver- 
ordnung über Zollsatzänderungen vom 
31. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 780) bis 
auf weiteres aufgehoben worden, um die 
zum Wiederaufbau eines deutschen Luftver- 
kehrs und einer deutschen Sportfliegerei er- 
forderliche Einfuhr von Fallschirmen, deren 
Herstellung im Inland auf Grund des Besät- 
zungsrechts verboten war, zu begünstigen. 
Nach Aufhebung des Herstellungsverbots 
wurde die inländische Produktion von Fall- 
schirmen und Zubehör wiederaufgenom- 
men. Die noch in ihren Anfängen stehende 
Industrie bedarf bis auf weiteres eines Zoll- 
schutzes gegen ausländische Konkurrenz. Die 
Aufhebung der zeitweiligen Zollfreiheit ist 
deshalb sachlich gerechtfertigt. 

Der Entwurf eines den gesetzgebenden Kör- 
perschaften zur Beschlußfassung bereits vor- 
liegenden Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Zolltarifs (Individuelle Zollsenkung) sieht in 
§ I u. a. die Senkung des tarifmäßigen Zoll- 
satzes für Fallschirme und Zubehör der Ta- 
rifnr. 8804 von 40 % auf 30 % des Wertes 
vor. In § 2 wird bestimmt, daß, soweit für 
die in § 1 bezeichneten Waren durch Rcdits- 
verordnungen nach § 4 Nr. 1 des Zolltarif- 
gesetzes zeitweilig ermäßigte Zollsätze einge- 
führt worden sind, diese ermäßigten Zoll- 
sätze unberührt bleiben. Die Aufhebung des 
zeitweilig ermäßigten Zollsatzes (Zollfreiheit) 
für Fallschirme und Zubehör durch die vor- 
liegende Verordnung ist erforderlich, damit 
der in dem erwähnten Gesetzentwurf vorge- 
sehene tarifmäßige Zollsatz von 30 % des 
Wertes zum Tragen kommt. 
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